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Das Gutachten der Kronsyndici.

WelcheStellung habendie Kronsyndiciim preußischen
Staat? So fragten wir uns, als wir lasen,daß die

preußischenKronjuristen ihr Urtheil uber »dieRechtsan-
sprücheder schleswig-holstein’schenKronpratendentenab-

gegeben
zätten » «

Dur das Gesetz vom 7. Mai 1853 war derKönig
ermächtigtworden, die erste Kammer »durchKonigliche
Anordnung«zu bilden. Dies geschahdurch die Ver-

ordnungvom 12. Oktober 1854, und nach § 3 derselben
kann der Königaus den auf Lebenszeitaus besonderem
Vertrauen ernannten Mitgliedern des Herrenhauses Kron-
syndici bestellen, welchen er wichtige Rechtsfragen zur

Begutachtung vorlegen und die Prüfung rechtlicherAn-
elegenheitendes Hauses anvertrauen kann. Eine weitere

Befugnißist dem Kronsyndikatin gedachterVerordnung
nichteingeräumtworden. Der König konnte auchschwer-
li für ermächtigtangesehen werden, etwas Weiteres zu
be timmen. Da nun unseres Wissens auch späterhindie

Stellung der Kronsyndicinichterweitert wurde»so bilden

sie zur Zeit weder eine Behörde,noch sind ihre Gut-

achten von irgend welcher rechtsverbindlichenKraft und
haben daher kein anderes Gewicht, als ihnen durchdie

gutlzentGründaauf welche sie etwa gestütztfind, bei-
wo n.

Seit dem Jahre 1854 tritt nun diesesneue Institut
zum ersten Male vor die Oeffentlichkeitin einer Frage,
welchealle GemütherbeschäftigtSchon im Laufe des

Winters erfuhr man, daß die Kronsyndici beauftragt
eUEIDein Gutachten über die Rechtsansprücheder ver-

schledenenFürsten abzugeben,welcheihr Anrechtauf den

Herzogsstuhlvon Schleswig-Holsteingeltend zu machen
VerlUchthaPM Jetzt ist der Ausspruch bekannt ge-
worden. Dte Begründungdesselbenfehltnoch. Es wäre,
so scheintuns, mehrim Interesse des jungen und bis-

st nochals Autorität nicht allgemeinanerkannten Jn-
titutg ewesen, wenn man mit der Bekanntmachung
PMBSpruchesgewartethätte,bis es möglichwar, auch
die Begründungdes Gutachtens mit zu veröffentlichen
ZU Allem solchen Abwstten War, wie uns scheint,

um so mehr Grund vorhanden, weil der Spruch
der Kronsyndici nicht nur der von dem esamm-
ten deuts en Volke gehegten Rechtsuberzeu-
gung und em Ausspruch derjuristischen Fakul-
täten fast aller deutschen Universitäten, sondern
auch dler von dem preußischen Ministerium des
Auswärtigen auf der Londoner Konferenz ver-
tretenen Ansicht schnurstracks zuwider läu t.

Nach dem Urtheil der Kronsyndici soll nemli »der
König Christian 1X. von Dänemark allein in Bezug
auf das ganze Gebiet der Herzogthümererbberechtigt
gewesensein und zwar nach dem dänischenThronfolge-
gesetzvom 31. Juli 1853, welchesin den Herzogthümern
rechtskräftigpublizirt und eingeführt worden wäre«

Unter publi iren im rechtlichenSinne versteht man

nicht einfach: » ekannt machen«,sondern: »in der gesetz-
lich vorgsschriebenenForm bekannt machen.«Von einer

solchene anntmachungdes dänischenThronfolgegesetzes
in den Her ogthümernkann, wie allgemeinangenommen
wird, in keiner Weise die Rede sein.

Der einzige Versuch, welchen die Dänen machten
dieses Thronfolgegesetzin den Herzogthümerneinzu-

Lchmuggelmnicht zu »publiziren«, bestand darin,
aß in den ersten sechsParagraphen des Verfassungs-

entwurfes vom 11. Juni 1854, welcherden Ständen
des HerzogthumsHolstein vorgelegtwurde, diesesThron-
folgegefetzenthalten war. Diese Paragraphen, deren

erster also lautete: »UnserHerzogthumHolstein-bildet
einen selbstständigenTheil der unserem KöniglichenSzepter unterworfenen dänischenMonarchie»undit mit

derselbendurch das unterm 31.»JkIIEVOUSSU Jahres
erlasseneThronfolgegesetzfür die damscheMonarchieauf
immer vereinigt«, wurden aber der Berathung der

Stände ausdrücklich entzogen. Hier egen und wider
den Inhalt der sechsParagraphen ha en die Stände

mehrfachprotestirt. Jn Folge davon hat der deufoe
Bund sich der Sache angenommen und sich·gegeUdleses
Verfahren erklärt,»sodaß unter Mitwirkung der

preußischen Regierung durcl Bundcsbeschlußvom
11. Februar 1858 die sechs ersienParagraphen dieser
Verfassung aufgehoben wurden· Diesem Beschluß



gemäßhat auch der König vonDänemark durch
Königliches Patent vom 6. November 1858 diese
sechs Paragraphen für aufgehoben erklärt.

Was Schleswig anlangt, so haben die Dänen durch
den Verfassungsentwurfvom 15. Februar 1854 den-

selbenVersuchgemacht; aber auch hier haben die Stände

protestirt.
Die einzige Möglichkeit, dem dänischen

Thronfolgegesetz rechtlicheGeltung zu verschaf-
fen, ist also von ·d«enDänen niemals erreicht
worden, Diese Ansicht wurde bisher nicht nur von

dem ganzen deutschenVolke und allen bedeutenden

Lehrern des öffentlichenRechtes, sondern auch von dem

prezißkschen
Ministerium des Auswärtigen vollkommen

get ei .

In der Sitzung der Londoner Konferenz vom 12. Mai
1864 hat der preußischeBotschafter ausdrücklicherklärt:

»Diese Thronfolgeordnung ist für»die

Herzogthümer niemals auf gesetzmäßige
Weise ein eführt worden, weil weder die
Stände der gerzogthümeynoch die Agnaten, noch
der deutsche Bund derselben zugestimmt haben.
Jn Wirklichkeitexistirt diesesObjekt (die Thron-
folgeordnung) der Verpflichtunggar nicht mehr
und man darf nicht voraussetzen,daßdie Mächte
verpflichtetseien in Zukunft etwas Ungesetzliches
anzuerkennen.«

Auf diese Erklärung legte die preußischeRegierung
ein solches Gewicht, daß bei Gelegenheit des Resumös

durch den Vorsitzenden der Konserenz, Lord R·ussel,der

preußischeBotschafter Veranlassungnahm, dieselbezu
wiederholen, weil in dem Vortrage Lord Russels nicht
deutlichgenug ausgedrücktschien,daß die preußische
Regierung die dänischeThronfolgeordnun für
ungültig in Bezug auf die Herzogthümer alte.

Welches Gewicht diesen Thatsachen ge enüber das

Gutachten der Kronsyndicihaben kann, wollenwir dem

Urtheil unserer Leser überlassen.Auf jeden Fall kann

man nach den bekannt gewordenenThatsachen die An-

sicht der Kronsyndiei nicht theilen. Möglich, daß die

Kronsyndici ganz neue Thatsachen zu Tage gefördert
haben, bis jetzt ist man den Beweis für die Be-

hauptung, daß das dänischeThronfolgegesetzin
den Herzogthünierni»publiirt und eingeführt«
worden sei, schuldig geblie en.

Politische Wochenfchau.
Preußen. Nachdem die Berhandlun en zwischenWien

und Gastein sich lange Zeit ohne die Wagrscheinlichkeiteines

Resultats hingefchleppthaben, sollen siejetzt endlich ein gün-
stiges Resultat gehabt haben, und die vor Kurzem noch so
zweifelhafteZusammeukunft zwischen dem Könige und
dem Kaiser von Oesterreich wird am 19. d. M. in

Salzburg stattfinden. Welches die Grundlagen der Ver-
tändi ung sinds darüber verlautet noch nichts Genaueres,
och at es den Anschein, als ob man sich geeinit hätte,
sür’s Erste noch Alles beim Alten u lassen, d. es ist
sichereAussichtvorhanden,daß in nichtallzu langer Zeit die

Spannung zwischenOesterreiehIund Preußen wieder einen

solchenGrad erreichthat, daß er Bruch des Bündnissesals —andas

ganz sicher-zuerwarten ist· Denn eine dauernde Verständi-

ungist-nichtzu erwarten. Man muß im Laufeder neuesten
er andlungen immer mehr zu der Ueberzeugungekommen

sein, daßOesterreichund Preußen ihre beiderseitigen
Interessen in Deutschland nicht auf einem gemein-
samen Wege verfol en können. Man sollte nun
meinen, da die

Unmöglich
eit erkannt worden, beider Staaten

Interessenzu vereinen, o blieben nur zwei Wege: entweder
die Unterordnungder Interessen des einen unter die des an-
dern oder der Abbruch des Bündnisses. Das erstere will
natürlich keiner der beiden Staaten, und das zweite scheut
man sich ebenfalls zu thun, denn währendman in Oestek-
reicheinen Krieg, der doch immerhin als möglichbei der Auf-
lösungdes Bündnissesgedachtwerden muß, aus finanziellen
Gründen s euen muß, kann die preußischeRegierung einen
Krieg von o gewaltigen Dimensionen in einem Augenblick,
wo Re ierun und Volk einander gleichsamentfremdet gegen-übersteFemnicht wünschen.Darin liegt so ziemlichdas Ge-
heimniß der so wunderbar erscheinendenVerhandlungen in
Gastein. Man hat wohl beiderseitig eingesehen,daß ein ge-
meinsames Weiter ehen auf der betretenen Bahn nicht re t
thunlich ist, ohne aß«der eine oder andere Staat wesentli e

Interessen gefahrdet, und andrerseits wünschtman doch in
Friede und Eintracht mit einander zu leben, weil man einen
Bruch und dessenFolgen fürchtenmuß. Aus dem ersten
Grunde können die Unterhandlungen zu keinem gedeihlichen
Ende geführtwerden, und aus dein zweiten Grunde werden
sie nicht definitiv abgebrochen. Man wird also für’s Erste
Alles beim Alten lassen und versuchen,ob man noch ein

Weilchenmit einander auskomint, aber es ist sicher, daß sich

BeidegrårstfenGäegenheitltzaswiederholt, was in diesem
uen i ie eswiso ein’ e rae ur

'

dräiiigenscheint. So visikriämlischhde?eiSIedzerbeLifdselkingMix
besitzerirgend einen S ritt thun wird, welchersein Recht in
einer stärkerenWeise, a s es dem Genossengut cheint, geltend
machenwürde,so wird wieder der Bruch zwis en Oesterreich
und Preußen drohen.
Daß man hier in Berlin noch vor

Ganzkurzer Zeit
nicht an einen friedlichen Aus ang der erhandlun en in
Gastein geglaubt hat, geht wohlam besten daraus ervok,
daß vor wenigen Tagen noch das hiesige ofsiziöseBlatt
nicht nur allen Ernstes OesterreichischerSeits eine Wieder-

holun des Versuches·vqm Jahre 1863 fürchtete,und
mit estimmtheit verknndigte, jdaßPreußen einem solchen
Versuche, die deutsche-Frage in österreichischemSinne zu
lösen,mit allerEntschiedenheitentsgentretenwerde, sondern
daß es bei dieserGelegenheitvon s esterreichdie Bezeichnung
gebrauchte: »ein Gegner, der uns tödlichverwunden will.«
Das bezeichnetwohl deutlicher und klarer, «als alle ofsiziösen
und ofsiziellenNachrichten es vermögen,wie wenig man im
Grunde genommen auf die Freundschaft des Bundesgenossen
rechnet, und wir meinen, keine noch so lange Auslasfung
unsererseits könnte so schlagend die Bedenkender liberalen
Partei gegen das Bündniß mit Oesterrelchrechtfertigen,als
es hier das ofsiziöseBlatt, welchesdiesesBundniß als den

Triumpf der Bismarck’schenPvlms Nes- thut ,

Als die Gefahr eines Bruches Mjk esterreichnaheZU ltegelr
schien,da rühmtendie Herren Ossizlösemdaßdie Regierung alle
Mittel zu einein Krie e bereithabe, ganz besonders auch
das Geld. Ein Thei dieses bereiten Geldes sIZllwahr-
scheinlichaus einem Vertrage fließen, welchekldie Re ie-

rung vorläufig mit der Direktion der Köln-Mindener Ei en-

bahn abgeschlossenhat. Nach diesem Ver-tragewürde die

RegierungRgegen eine Zahlung von 13 Millionen Thalern
echt verzichten,die noch in Umlauf befindlichenAk-



tien
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i "ä rli e Verloosung einzuziehen,und

v, HERR-äcngTäusolkkalstmdie ganze Bahn »als»Eigen-
Um zu erwerben Ob die er Vertrag für die thionare oder

für den Staat vortheilhafter ist, ob es zweckmaßigist, den

Grundsatz daß der Staat selbst keine industrielle Unterneh-
mungen betreiben soll, so weit auszudehnen,daß in Folge
deer der Staat ein werthvolles Recht, welches er durchUebername von Verpflichtungenübernommen hat, aufgiebt,
das wo en wir heut nicht erörtern,wir·wollen hier nur da-

rauf aufmerksammachen, daß die Regierung, da sie außer
jenen 13 Millionen T alern in neuen Aktien, »diesie erhalt,
auch die schondurch nkauf und Verloosung in den Besitz
des Staates gelangten»Aktienflussiåmachenkann, durch·die-
sen Vertrag qugen licklichetwa 30 illionen Thaler zu ihrer

Verfügung erhält. Die Hauptfragenun, sobald man »vondem
materiellen Theile des Vertrages absieht,ist, ob die Regie-
rung das Recht hat, ohne Genehmigung der Bolksoertretung
über einen so bedeutenden Theil des Staatsvermogenszu
verfügen oder nicht. Unsere Ansichtdaruberbrauchenwir

wohl kaum aus uführen:wir meinen, daßdie Volksvertretung
jedenfalls ihre zustimmungzu«einem solchenVertragegeben
muß,damit derselberechtskräftigwerdenkonne, indemes sonst
zweifelhaft erscheint, ob die Operationen,«welchkin Folge
dieses Vertrages vorgenommen werden, n»ichtspater einmal
rückgängiggemachtwerden

müssen.»Daruber
wird zUUTchst

die Generalversammlung der ktionare zu berathen haben,
welcher der Vertrag ur Genehmigung vorgelegtwerden wird,

Unter den Wahlmännernder Provinz Sachsen
zirkulirt eine Adres s e, in welcher dieselben ihre Zustimmung
zu dem Verhalten des Abgeordnetenhausesaussprechen, und

versicheru, daß sie unter allen Vorkommnissen
treu zu ihren Vertretern stehen werden. Die Adrese
sindet zahlreicheUnterschriften

Jn Königsbetg ist inzwischen der königlicheKommis-
sarius für den Po ten eines Oberbürgermeisters der Abg.
Landrath v. Ernst ausen, eingeführtworden. r soll dem

Magistrate gegenübergeäußerthaben, er hoffe,nicht lange in

seiner
neuen Stellung zu bleiben. Ob er damit sagenwollte,

aß er erwarte, die Stadtverordneten würden sehr bald»eine

der Regierung angenehme Persönlichkeitzum Ober-Bürger-
meister wählen,oder ob er damit eine baldige Aenderung des

jetzigenRegierungssystemsin Aussichtstellenawollte,darüber

scheöntb
sich der Herr von Ernsthausennichtnaher ausgelassen

zu a en.
.

SchleswigigolsteinDie Landesregierunghat in der

letzten Zeit die reßgesetze,welche noch aus der Zeit der

Dänenherrschaftherstammen, sehr streng gehandhabt, und es

sind mehrere Konsiskationenvon Blättern vorgekommen. Es

soll
dies auf Veranlassungdes preußischenKommissars e·

chehenfein. — Friedrichsort, der zum preußischenHafen
ausersehene Punkt bei .Kiel, ist von den Preußen befestigt
und mit schwerenGeschützenarmirt worden.

» Meckleuburg Jn Rostock wurden vor einigen Tagen
die den dorti en früherenMitgliedern des deutschenNational-
Vereis Wel e die ihnen wegen dieser Mitgliedschaftaufer-
legten,Sirafgelder nicht gezahlthatten, im Wege der Zwan s-

exekUtWUabgepfäudetenGegenständeöffentlichversteigert. s

hatten fschzahlkelcheKaufliebhaberein efunden, und wurde
VVU deUlelbenschk lebhaftauf die Exeputionsobjektegeboten.

Oldenburg. ·Eine Versammlung der National-
vereiUs-Mltgliedek- Welche vor wenigen Ta en in der

Hauptstadtdes Landesstatt efunden, dürfte wo l geeignet
sei-U-dke Au ekkiamkeltauf ch U ziehen. Mit großempo-
litisch-enS arfblickhat UITUes VIII-uausgesprochen,daßman,
Unbeirrt durch augenblickllcheVer aWisse, an dem ursprüng-

lichen Programm des Vereins, nach welchemPreußen an die

Spitze Deutschlands gestelltwerdensoll,"festhalte. Die ver-

sainmelten Mitglieder haben erklart:·daß sie eine Militär-

Vereinigung mit Preußen, wonach die oldeiiburgischeWehr-
kraft sich als integrirender Theil der Preußischenanschließe,
für dringendgeboten halten. Unter den Motiven zu diesem
Entschlußverdient besonders das erste Beachtung, welches
darin die Sicherung der Verwendung der oldenburgischen
Wehkkkaftim deutsch-nationalenInteresse sieht, da voraus-

sichtlichder öffentlicheGeist in PreußenVolk und Regierung
stets da u bestimmenwird, Deutschland mit Bewußtseinund

Thatkraftzu beschützen.Daher muß jeder deutscheVolks-

stamm dahin streben-daß auf den Kriegsfall seineWehrkraft
von Preußen in Mitbenutzunggenommen werden kann. — Es

liegt darin, daß angesichts«deraugenblicklichenLageder Dinge
ein solcher Beschlußmit einem«solchenMotive gefaßt wird,
ein erfreulichesZutrauen auf die unmöglichzu unterdrückende

EntwickelungPreußens nach der Richtung, welche die Ge-
schichtevorschreibt··

England Dle HVTUUUSEMWelche man au das Ge-

lingen der diesmaligen egung des transatlantis en Kabels

gesetzt hatte, sind zu Schanden geworden. Das Kabel hat,
etwa 200 Meilen vom englischenUfer entfernt, eine Ver-
letzung erlitten, uber deren Natur man noch vollständigim
Unklaren ist, da weder der Great-Eastern, welcherdie Legung
des Kabelsbesorgte,nocheins der beiden Begleitschiffezurück-
gekehrtist. Es steht nur so viel fest, daß die elektrische
Leitung unterbrochen,und daß für dieses Jahr das Unter-
nehmen gescheitertist. Die Aktiengesellschaft,welche in dieses
Unternehmenschon sehr bedeutende Summen hineingesteckt
hat, ist jedochkeineswegsgewillt, die Sache ganz aufzugeben,
sie hat die Aufnahme von weiteren 800,000 Pfd. St. (über
5 Millionen Thaler) beschlossen,um ein neues Kabel an-

'ertigen zu lassen. Ob der neue Versuchbessergelingenwird,
as ist abzuwarten,auf jeden Fall aber giebt uns· die Be-

harrlichkeih»welchedie Engländer in dieser Sache zeigen, ein

Vorbild»dafur,»daß man sich in großen Sachen nicht durch
anfanglicheWiderwärtigkeitensoll abschreckenlassen, sondern
daß man stets unt Anspannungaller Kraft auf sein Ziel
losgehensoll. Moge uns dies in allen Dingen eine Lehre
sein. Sehr auffallend ist der Umstand, daß bis jetzt, vier-
zehn Tage nachdem die Stromleitun unterbrochen wurde,
noch keins von den Schiffen zurückgekehrtist; der Entfernung
nach hätteschonlange eines derselben an der englischenKüste
sein müssen,um Kunde von dem Unfall zu bringen.

Die Mittelstaateii und ihre Ve iirkhtungenwegen der
Losung der schleswig-holeinsehen Frage.

Es ist anz augenscheinlich,daß die Mittelstaaten irgend
welchenS ritt in der schleswig-holsteinschenFra e vorberei-
ten, die Konserenzender Minister von Bayern, Agiirttemkerg
und Sachsen, welche in diesen Tagen in München und in

Stuttgart stattgefunden,lassen daran nicht·niehrzweifeln.
Was die Mitteistaateu wollen, das ist gkwiiznicht Unschwer
zu errathen: sie haben die Absicht, gestutzt auf Oesterreich,
dem getreuen Verbündeten Preußens, nördlichvon.der Elbe
einen neuen deutschenKleinstaatzu schaffen.Derselbesoll ebenso
wie die übrigendeutschenMittel- und Kleinstaaten seine Po-
litik auf ei ene Hand machenkönnen,soll selbstständigüber seine
Armee verfügen,kurzer soll»dasSeinige redlichdazu beitragen,
daß die so gewaltigen Krafte Deutschlands in der jetzigen
Zers litternn erhalten bleiben, und daß so kein Schritt ge-
schie t, um eutschland die Rolle im europäischenStaaten-

system zu verschaffen,welcheihm gebührt.Wer vielleichtnoch
daran zweifeln wollte, daß die Bemühungender Herren



v. Beust und v. d. Pforten nach diesem Ziele hin gerichtet
sind, der kann aus dem Eifer, mit welchemBaden, dessen
Regierunges ernst meint mit der Lösungder deutschenFrage
im nationalen Sinne, sich fern hält von diesen neuesten Be-

strebungen, erkennen, daß die aus esprocheneVermuthung
richtig ist, daß man daran arbeitet, ich einen neuen Genossen
im Kampfe gegen das nationale Programm zu schaffen.Daß
es so kommen mußte, daß heut keine sehr großeHoffnung
mehr vorhanden ist, den beabsichtigtenSchritt der Mittel-
staaten zu verhindern, das ist die Folge des Bündnissesmit

Oesterreich Dasselbe hat durch preußischeHülfe jetzt festen
Fuß iU Norddslktschlandefaßt,und dadurch einen neuen und

werthvollenStützpunktfgürseine Bestrebungen, Deutschland
sich und seinen dynastischenInteressen für immer dienstbar
zu machen, gewonnen.

Hätsedie PkellßischeRegierung, statt sich mit Oesterreich

zu
verbinden, im Anfang des Jahres 1864 dem wiederholt

aut gewordenenVerlangen Deutschlands und dem Drän en

des eigenen Volkes nachgegebenund si an die Spiite er

einzelnen deutschenHeere gestellt, sie dur einen kühnenGriff
zusammenfassendzu einer deutschen Heeresmacht, es

brauchte heut nicht von den SchleswigsHolsteinern und von

ihrem künftigenHerzoge die Erfüllung von Forderungen zu
verlangen, welche es, das deutsche Heer hinter sich, dem
neuen Staate und seinem Herrscher ohne Weiteres diktiren
konnte, weil eben durch den Feldzug des deutschenHeeres

egen Däneniark zur BefreiungSchleswigsHolsteinsunter preu-gischerFührungein wesentlicher Theil des nationalen Pro-
gramms, wie es

diellgesammteliberale Partei in Deutschland
seit Jahren aufgeste that, schonin Erfüllunggegangen wäre,
so daß sich ein neuer deutscher Fürst dem An-

schluß an dieses Programm unter keinen Umstän-
den hätte entziehen können, ohne sein eigenes und das

ganze deutscheVolk sichzu Gegnern zu machen.
Statt aber diesen Weg einzuschlagen,verschmähtedie

preußischeRegierungdie so vielfach dargeboteneUnterstützung
und verband sich mit Oesterreich, obgleich die Geschi te

Preußens deutlich genug die Lehre verkündet,daß ein sol es

Bündniß nicht für die Dauer vortheilhaft sein könne« Preußen
rettete so den Fürsten der deutschenMittels und Kleinstaaten
ihre volle Souverainetät, welche allerdings ernstlich bedroht
war, da sie, sobald Preußen sich an die Spitzedes deutschen
Volkes zu einem nationalen Kriege gestellthätte,unzweifelhaft
wenigstens in Bezug auf das MilitärwesendieseSouverainetät
theilweise an Preußenhättenabtreten müssen,und es lag in
der Natur der Sache, daß diesem einen Opfer auch noch
andere Opfer in dieser Richtung gefolgt wären.
Preußen also versäumte,wie man weiß,den günstigenMo-

ment indessen, aber trotzdem zeigtesichrecht deutlichdie wunder-

bare Kraft der nationalen Entwicklung. Obgleich es den Krieg
nicht begann nach dem nationalen Programm, sondern im

Gegentheil das Verbleiben ·derHerzogthiimerbei Dänemark als

Ziel aufstellte,obgleiches die nationale Führungdes Kriegesver-

schmähteund die Bundestruppen fast-feindlich behandelte,
im Laufe des Krieges mußte es eine Forderung der

Nation nach der andern zu derseinigen machen, und
als man endlich, nach Beendigung des siegreich geführten
Krieges daran denken mußte,eine endgilti e Ordnungin den

Elbherzogthümernherzustellen,
da stellte die·preußischeRegie-

rung, welchebisher in einer Weise die geringsteFreundschaft
für die nationale Partei gezeigt hatte, Forderungen, welche
im Großen und Ganzendem nationalen Programm entsprachen.
Gegen die ErfüllungdieserForderungensträubtesichnatürlich

der MitbesitzerOesterrei , welcher darin mit vollem Re t
eine Bedrohung seinesZinflufsesin Deutschlandsah, Usd
die Herrscherder Mittelstaatemwelche mit Freude gesehen
hatten,wie»Preußen.im «Anfangdes vorigen Jahres die
nationaleHulfe von sich stieß und sie so vor der theilweisen
Mediatisirungbewahrthatte. Sie vor Allem mußten bei
Aufstellungder preußischenForderungenängstlichwerden, in-
dem»sie richtig erkannten, daß damit der erste Schritt zur
Erfullung des nationalen Programms geschehenwürde, und
daß den bundeöstaatlichellVerhältnissenzwischenPreußen und
den Elbherzo thümern,wie es die preußischenForderungen
verlangten, slebald auch für andere deutscheStaaten ähn-
licheVerhältnissefolgen müßten. Diese Gefahr für ihre
furstlicheSouverainetät erkannten die Mitglieder des deutschen
Bundes sehr schnell, und deshalb ihre ungemeine Regsamkeit,
Oesterreichin seinenBestrebungen,den Forderungen Preußens
entgegenzutreten,zu unterstützen.

«
Daß ihnen diesesEntgegen-

treten nicht allzuschwergemacht ist, daß es sogar Aussichtauf
Erfolghat, das findet eine Erklärungdarin, daßdie preußische
Regierun zwar, gedrängtdurch die Gewalt der Thatsachen,
ein gleichfamnationales Programm für das Verhältnißzwischen
den Elbherzogthümernaufgestellt hat, daß sie selbst aber keine
nationale Regierung in dem Sinne eworden ist, daß es ihr
gelungenwäre, sich in Einklang zu setzenmit den Wünschen
und den Bestrebungen

der Mehrheit des preußischenund des
deutschenVolkes. ie Durchführung eines nationalen
Programms wird aber voraussichtlich nur einem

Ministerium gelingen, welches sich bewußt ist, in all
und jeder Beziehung auf die freudige Unterstützung
des preußischen und deutschen Volkes zu rechnen. Des-
halb glauben wir, daß leider die Befür tungen der Mittel-
staaten vor einem Erfolge Preußens un e rundet sind, Und
daß sie von der augenblicklichen Entwi lung der schleswi -

holstein’schenFrage keine Beschrankungihrer Souverainetat
zu erwarten haben.

Wenn wir aber von der preußischenRegierung keine

Durchführung
eines nationalen Programms erwarten, weil

wir e nicht für geeignet zu einer solchen Lösunghalten, so
können wir dochnimmermehr den Kampf der mittelstaatlichen
Regierungen gegen dieselbe billigen, welchedurch die Scha .

sung eines neuen kleinen Staates mit nach allen Ri -

tungen hin unbeschränkterSouveränetät die Zersplitterung
der deuts en Kräfte zu vermehrentrachten. Wir können

unser Be auern darübernicht unterdrücken,daß ein «ro-
ßer Theil der liberalen Partei in Deutschland in ihrer
Angst vor einer VergewaltigungdurchPreußen so weit geht,
diese Politik der Regierungender Mittelstaaten zu unterstützen.
Besser wäre es, sie bekämpftenden ihnen zunächststehenden
Feind der Einheit und Freiheit des»deutschenVolkes, den

Partikularismus, welcher sich jetzt, wie lmmer auf den öster-
reichischenSchutz rechnend, in den mittelstaatlichen-Kabinetten
breit macht, als daß sie denselben in seinemKampfegegen die

preußischenForderungen, deren BekfchtlgUUg1»slim Großen
und Ganzen von ihnen anerkannt wird, unterstutzten,weil sie
mit dem augenblicklichin Preußen herrschendenSystem nicht
zufrieden sind. Wahrlich, wer aus augenblicklicherMißstim-
mung, mag sie auch noch»sogerechtfertigtsein, einer großen
politischen Jdee untreu wird, der mag sich feM halten von

der Politik, denn er wird gar leicht auf Abwng gerathen,
wie wir dies auch jetzt zu unserem Leidwesenbei

deigenigenLiberalen Deutschlands sehen, welche die mittelstaatli e par-
tikularistischePolitik unterstützen.Mögen sie sichbald eines

besserenbesinnen.
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